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No. 6. S 


(No. 1510.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 25ſten Februar 1834., die Beſtaͤtignng eines 
Koͤniglichen Leih-Amtes zu Berlin betreffend. 


$), die Stadtgemeinde zu Verlin ihrem Intereſſe nicht gemaͤß findet, eine 
öffentliche Leih⸗Anſtalt nach den Grundſaͤtzen der Verordnung vom 25ſten Juni 
1826. unter ihrer Verwaltung und Garantie einzurichten, ſo genehmige Ich, daß, 
um dem anerkannten Beduͤrfniſſe hieſelbſt abzuhelfen, eine ſolche Anſtalt unter 
der Benennung „HKoͤnigliches Leih⸗Amt zu Berlin“ von Seiten der Seehand⸗ 
lung gegruͤndet werde, beſtaͤtige auch nach Ihrem Antrage das mit deren Zu⸗ 
ſtimmung von Ihnen abgefaßte, hierbei zuruͤckerfolgende Reglement vom Sten 
d. M. als ein Spezial⸗Geſetz fuͤr die Anſtalt und gutoriſire Sie, ſolches durch 
die Geſetz⸗ Sammlung bekannt zu machen. f E 


Berlin, den 25ſten Februar 1834. . f 
Friedrich Wilhelm. 


An die Stagats⸗Miniſter v. Schuckmann, Frh. v. Brenn 
und Muͤhler. 


Reglement 
S für 
das Königliche Leih-Amt zu Berlin. 


1. dem laͤngſt gefühlten, ſowohl von dem Publikum, als den betreffenden 
Behörden anerkannten Beduͤrfniſſe einer öffentlichen Leih⸗Anſtalt für Berlin ab⸗ 
zuhelfen, hat die Koͤnigliche Seehandlung guf vielfache, deshalb an ſie ergangene 


Aufforderungen, ſich entſchloſſen, eine ſolche Anſtalt zu errichten. 


Da ſie hierbei lediglich einen gemeinnuͤtzigen Zweck vor Augen hat, fo 
hat dieſelbe auch auf jeden eigenen Gewinn von dieſem verzichtet, und den, nach 
mäßiger Verzinſung des Betriebs⸗Kapitals, nach Erſtattung ſaͤmmtlicher Vere 
waltungskoſten und nach Deckung der etwanigen Ausfaͤlle bei den nicht eingeloͤ⸗ 
ſeten und deshalb verkauften Pfaͤndern verbleibenden Ueberſchuß zu mildthaͤtigen 


Jahrgang 1834. (No. 1510.) F Zwecken 


(Ausgegeben zu Berlin den 2ten April 1834.) 


aa: Gee oe = 
Zwecken beſtimmt, woruͤber zu feiner Zeit das Nähere oͤffentlich bekannt gemacht 
werden wird. l gs 
* E Die Koͤnigliche Seehandlung wird demnach unter ihrer Garantie und 
alleinigen Aufſicht hier in Berlin, in einem beſonders bekannt zu machenden Ge⸗ 
ſchaͤftslokale, eine öffentliche Leih⸗Anſtalt unter der Benennung: 
1 „Koͤnigliches Leih⸗Amt für Berlin“ 
unter folgenden nähern Beſtimmungen errichten: ; 
onds der gns F. 1. Zum Betriebe des Geſchaͤfts beſtimmt die Koͤnigliche Seehandlung vor⸗ 
alt. fäufig ein Kapital von 200,000 Nthlen. Kourant, behaͤlt ſich jedoch vor, daſſelbe 
3 nach den Umſtaͤnden zu vermehren oder zu vermindern. Das Kapital wird dem 
Leih⸗Amte nach den Erforderniſſen der Anſtalt in runden Summen von der 
Koͤniglichen Seehandlung uͤberwieſen und — foweit es nicht fortwährend zum 
laufenden Geſchaͤftsbetriebe gebraucht wird — einſtweilen zur e e 
lungskaſſe zurückgezahlt. Die Zinſen werden gegenſeitig zu 4 Prozent jährlich 
berechnet, für Provifion oder ſonſtige Speſen aber nichts in Anrechnung gebracht. 
| N $.2..Das zur Verwaltung der Anſtalt erforderliche Perfonale wird von dem 
Ferſonal. Chef des Königlichen Seehandlungs⸗Inſtituts angeſtellt, und mit beſondern In⸗ 


ſtruktionen verſehen. Die allgemeine Aufſicht uͤber die Geſchaͤfte und die obere 
Leitung des Leih⸗Amtes fuͤhrt ein Kommiſſarius der Seehandlung, welcher bei 
demſelben zugleich als Direktor fungirt. S 
f Zur speziellen Beſorgung der Geſchaͤfte werden: 
ein Rendant, ein Kontroleur, desgleichen die erforderlichen Buchhalter, Ma⸗ 
S gazin⸗Aufſeher u. ſ. w. Z S ER = 
angeſtellt. S 5 ere 
Die Abſchaͤtzung der Pfaͤnder geſchieht durch beſonders anzuftellende ſach⸗ 
verſtaͤndige und vereidete Taxatoren. Alle bei dem Leih-Amte angeſtellte ‘Ders 
ſonen find zur groͤßten Verſchwiegenheit gegen das Publikum über die Geſchaͤfte 
des Inſtituts verpflichtet. g l 
T F. 3. Die Bücher der Anſtalt werden alljaͤhrlich am 31ſten Dezember abge⸗ 
Rebiſſon. ſchloſſen. Auf Grund derſelben wird eine rechnungsmaͤßige Haupt⸗Ueberſicht 
ç des Zuſtandes der Anſtalt und ihres Verkehrs angefertigt und der General⸗ 
Direktion der Seehandlung zugeſtellt. Dieſe veranlaßt durch einen ihrer Beam⸗ 
ten die Reviſion der Buͤcher und legt die Ueberſicht dem Chef des Seehand⸗ 
lüngs⸗Inſtituts vor, welcher, nach vorgaͤngiger Erledigung der etwa vorgekom⸗ 
b S menen Erinnerungen, dem Leih⸗Amte die Decharge ertheilt. = 
Bei dieſer Nevifion hat es lediglich ſein Bewenden und es findet eine 
fernere Superreviſion nicht ſtatt. Außerdem wird die General-Direktion der 
Seehandlung von Zeit zu Zeit außerordentliche Nevifionen der Kaſſen⸗ und 
Pfandbeſtaͤnde durch einen ihrer Beamten mit Zuziehung des der Anſtalt vor⸗ 
BT eſetzten Seehandlungs⸗Kommiſſarius vornehmen laſſen. Die. über dieſe Nevi⸗ 
: jonen aufzunehmenden Protokolle werden der General- Direktion eingereicht. 
Letztere unterſucht und entſcheidet auch die gegen das Leih⸗Amt etiva eingehenden 
Beſchwerden, mit alleinigem Vorbehalte des Rekurſes an den Chef des See⸗ 
L handlungs⸗Inſtituts. S 5 
12 der F. 4. Die Anſtalt wird ein beſonderes Siegel und einen Stempel mit der 
E alt. Inſchrift: 5 S f 


= Königs 


7 


5 = S 


= „ Koͤnigliches Leih⸗Amt für Berlin“ 

und mit dem Preußiſchen Adler fuͤhren. Z 5 

9. 5. Die Anſtalt leiht auf alle bewegliche Effekten, infofern ſolche nicht nach wernapennete 

den unten folgenden Beſtimmungen ausdruͤcklich von der Annahme ausgefchloffen der Piänder 

werden, namentlich auf Kleinodien und Edelſteine, auf Gold, Silber, Kupfer, 

Meſſing, Zinn und dergleichen metallene Geraͤthſchaften, ferner auf Kleidungs⸗ 

ſtucke, Zeuge und Waaren, ſowie auf alle ſonſtige bewegliche, nutzbare Gegen?gng  _ 

fände, inſofern zu deren Aufbewahrung kein großer Raum erforderlich iff, die 

Hälfte bis Zwei Drittheile des Taxwerthes. C f 

Ausgeſchloſſen von der Annahme als Pfand ſind alle abgenutzte Sachen, 

flüffige Gegenſtaͤnde, Kupferſtiche, Bücher und alle leicht zerbrechliche oder dem 

Verderben ausgeſetzte, ſowie feuergefaͤhrliche Gegenſtaͤnde. IPB 

F. 6. Auf dergleichen Pfaͤnder (J. 5.) giebt die Anſtalt verzinsliche Darlehne, Dartepnste- | 

jedoch nicht unter Einem Thaler und nur in ſolchen Betraͤgen, welche mit vol⸗ bingungen. 

len oder halben Thalern abſchließen. Dem Chef des Seehandlungs⸗Inſtituts 

bleibt es indeſſen vorbehalten, nach den Umſtaͤnden das Minimum der Darlehne 

auf eine geringere Summe feſtzuſetzen. a ee 
Die Binfen dürfen das Maximum des in der Allerhoͤchſten Kabinetsors 

der vom 28ſten Junius 1826. (Geſetz⸗Sammlung de 1826. No. 1025.) beſtimm⸗ 

ten Zinsfußes nicht uͤberſchreiten. - : 

Die Anſtalt behält ſich vor, denſelben ſowohl in einzelnen Fallen (. B. 

bei bedeutenden Summen) zu ermaͤßigen, als auch im Allgemeinen nach Maa 

gabe der jedesmaligen Verhaͤltniſſe, von Zeit zu Zeit zu verringern oder wieder 

zu erhöhen, iff aber dergleichen allgemein abaͤndernde Beſtimmungen jedesmal 

vor deren Anwendung durch einen Aushang in dem Geſchaͤftslokale zur oͤffent⸗ 

lichen Kenntniß zu bringen verpflichtet. S 

Die Darlehne werden jederzeit auf 6 Monate gegeben, dem Verpfaͤnder 
ſteht es indeſſen frei, das Pfand auch früher einzuloͤſen und er entrichtet, wenn 
dies geſchieht, die Zinſen nur fuͤr die Zeit bis zur wirklich erfolgten Einloͤſung. 

Dieſelben werden jedoch nicht auf einzelne Tage, ſondern nur auf Monate ber 
rechnet, dergeſtalt, daß jeder angefangene Monat für voll gilt. E 8 

Außer den Zinſen entrichtet der Verpfaͤnder nichts weiker als den nach 
der Hoͤhe des Darlehns etwa geſetzlich erforderlichen Stempelbetrag und zwar 
bei dem Abſchluſſe des Geſchaͤfts. — 

7. Von Perſonen, welche keinem der Beamten des Leih- Amts als unver⸗ Einſchränkun⸗ 
daͤchtig bekannt find, ſich auch weder durch Dokumente, noch durch das Aner⸗ n be 
kenntniß bekannter glaubwuͤrdiger Perſonen als unverdaͤchtig legitimiren koͤnnen, ſonen der 
desgleichen von ſolchen, deren Befugniß, Darlehne aufzunehmen, geſetzlich bes Pfaudgeber. 
ſchraͤnkt iſt, dürfen keine Pfaͤnder angenommen werden. Dagegen finden die 
Beſtimmungen des Allgemeinen Landrechts Th. L Tit. 15. F. 19. auf Verpfaͤn⸗ 
dungen bei dem Leih⸗Amte nicht Anwendung. ö = 
8.8. Steht der Annahme des Pfandes an ſich nichts entgegen, fo wird daſ⸗ guſchluß des 
felbe durch den vereideten Taxator abgeſchaͤtzt, und der Betrag der Taxe, ſowie A und 
des darauf zu gebenden Darlehns, dem Darlehnsſucher bekannt gemacht. Will ſchafte 
derſelbe auf das Geſchaͤft nicht eingehen, fo wird ihm das offerirte Pfand ohne 
Koſten zurückgegeben. Erklaͤrt er ſich aber für einverſtanden, ſo empfängt er das 
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Darlehn gegen Aushaͤndigung des Pfandes. Letzteres wird alsdann mit der lau⸗ 
fenden Nummer des Journals bezeichnet, eingepackt und dem Vorſteher des 
Magazins zur Aufbewahrung uͤberliefert. Jouvelen und andere Koſtbarkeiten 
werden in einen Umſchlag gelegt und verſiegelt; dem Verpfaͤnder ſteht es frei, 
den Umſchlag des uͤbergebenen Pfandes mit ſeinem Privatſiegel zu belegen. 
Pfand buch. $. 9. Gleichzeitig wird in die Bücher des Leih⸗Amts eingetragen: 
a) die Nummer des Pfandes; : 
b) der Name des Pfandgebers; 
c) die Beſchreibung des Pfandſtuͤcks; 
q) die Taxe deſſelben; 
e) der Betrag des Darlehns; 
1) der Tag der Auszahlung deſſelben; 
) der mongtliche Betrag der davon zu entrichtenden Zinfen: 
Pfandſchen. F. 10. Der Pfandſchuldner empfaͤngt einen, alle dieſe Bezeichnungen enthalten⸗ 
den mit dem Pfandbuche genau uͤbereinſtimmenden Pfandſchein, nach beiliegen⸗ 
2 dem Formular, welcher von dem Rendanten und dem Kontroleur oder deren 
Stellvertretern vollzogen und mit dem Stempel des Leih-Amts verſehen wird. 
Dieſer Schein vertritt die Stelle eines ſchriftlichen Darlehns⸗ und Verpfaͤn⸗ 
dungs⸗Dokuments fuͤr und wider die Anſtalt, dergeſtalt, daß wenn Letztere beim 
Verluſt oder Verderben des Pfandes nach allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
Erſatz zu leiſten verpflichtet iſt, nur auf den im Pfandſcheine ausgedruͤckten Werth 
der Sache RNuͤckſicht genommen, der Beweis eines groͤßern oder geringern 
Werths aber weder dem einen noch dem andern Theile nachgelaſſen wird. 
Aufbewah⸗ $. 11. Die Pfaͤnder werden an einem gegen Entwendung und Verderben moͤg⸗ 
rung und Si- lichſt geficherten Orte aufbewahrt. Fuͤr Schaden, welchen dieſelben durch das 
M, bloße Liegen, ohne Verwahrloſung oder Schuld der Anſtalt, durch Zufall oder 
durch aͤußere Gewalt erleiden, ſteht das Leih⸗Amt nicht ein. Es uͤbernimmt jedoch 
die Verſicherung der Pfaͤnder gegen Feuersgefahr, auf Hoͤhe des taxirten Werths 
derſelben ohne beſondere Verguͤtigung. x 
Die Benutzung irgend eines Pfandſtuͤcks iſt den Beamten der Anſtalt 
ga Strafe des doppelten Erſatzes und der Dienſt⸗Entlaſſung ausdruͤcklich un⸗ 
terſagt. S E 
F. 12. Jedem Pfandſchuldner ſteht es frei, das Pfand auch vor Ablauf der 
Kontraktszeit einzuloͤſen. cont. F. 6. L 
Dem jedesmaligen Vorzeiger des Pfandſcheins wird gegen Nuͤckgabe des 
Letztern und gegen Berichtigung des Darlehns und der angewachſenen Zinſen, 
das Pfand zuruͤckgegeben, ausgenommen: E S 
a) wenn gerichtlich darauf Beſchlag gelegt, oder : 
b) wenn von dem in dem Pfandbuche verzeichneten Pfandgeber dem Leih⸗ 
Amt angezeigt worden, daß ihm der Pfandſchein abhaͤnden gekommen ſey. 
f Das Leih⸗Amt iſt ſonach wohl befugt, aber nicht verpflichtet, von den 
auf dem Pfansdſcheine etwa befindlichen Zeſſionen oder ſonſtigen Vermerken 
. zu nehmen und uͤberhaupt die Legitimation des Vorzeigers beſonders 
zu pruͤfen. 


Einloͤſung der 
Pfaͤnder. 


Verfahren, §. 13. Derjenige, welchem ein Pfandſchein verloren geht, muß, um ſich vor ; 
| BW 29. Nachtheil zu ſchuͤtzen, fofort dem Leih⸗Amte davon Anzeige machen. Dieſe 


verloren iſt. wird, 


„ . 


wird, inſofern nicht das Pfand gegen Nückgabe des Pfandſcheins bereits ein⸗ 


geloͤſet iff, mit Angabe des Tages unter genauer Bezeichnung des Anmeldenden 


in dem Pfandbuche vermerkt und dem Anzeigenden hierüber eine Befcheinigung. 


ertheilt. Der Letztere muß alsdann den nach §. 15. zu beſtimmenden Verfall⸗ 
Termin des Pfandſcheins abwarten, und iſt erſt vier Wochen nach deſſen Ein⸗ 
tritt, gegen Ruͤckgabe der erhaltenen Beſcheinigung und gegen Ausſtellung eines 


Mortifikationsſcheins, das Pfand nach §. 12. einzulöfen berechtigt, inſofern der 


Pfandſchein ſelbſt bis dahin nicht praͤſentirt ſeyn ſollte. Meldet ſich aber vor 
dieſer Einloͤſung der Inhaber eines ſolchen als verloren angezeigten Pfandſcheins 
bei dem Leih-Amte, ſo wird das Pfand demſelben nicht verabfolgt, der Pfand⸗ 
Schein vielmehr angehalten und der Praͤſentant unter Ausreichung einer von dem 
Rendanten zu vidimirenden und mit der Bemerkung, daß das Original ange⸗ 
halten ſey, zu verſehenden Abſchrift deſſelben, angewieſen, ſein Recht gegen den 
ihm namhaft zu machenden Inhaber der Beſcheinigung geltend zu machen und 


die gerichtliche Beſchlagnahme des Pfandes nachzuſuchen. Erfolgt eine ſolche 


bis- ſpaͤteſtens vier Wochen nach Eintritt des oben erwähnten Verfalltermins 
(F. 15.) nicht, fo wird der urſpruͤngliche Pfandgeber nach F. 12. zur Einloͤſung 
des Pfandes zugelaſſen und wenn auch dieſer ſich dazu nicht meldet, mit dem 
Verkauf des Pfandes in der im F. 15. beſtimmten Art verfahren. 
In alles Faͤllen, in welchen hiernach ein ſolches Pfand vor der Verfall⸗ 
Zeit nicht zuruͤckgegeben werden kann, ſoll es jedoch dem Schuldner geſtattet 
ſeyn, das Darlehn ſelbſt zuruͤckzuzahlen und ſich dadurch von dem fernern Zin⸗ 
ſenlaufe zu befreien. r 
FS. 14. Profongationen der Pfand-Darlehne werden nur inſoweit geſtattet, als 


eine neue Taxe ergiebt, daß das Pfand noch den bei der erſten Verpfaͤndung 


angenommenen Werth hat. Wird die Prolongation hiernach zuläffig befunden, 
ſo wird gegen Ruͤckgabe des alten Pfandſcheins und gegen Berichtigung der 
aufgelaufenen Zinſen ein neuer Pfandſchein ertheilt, das Pfandſtuͤck mit der 
neuen Nummer bezeichnet und wieder zur Aſſervation genommen; auch eine 
neue Eintragung in die Bücher und die Ertheilung des Pfandſcheins nach den 
K. 9. und 10. bewirkt. S S : 

F. 15. Jedem Pfandſchuldner wird nach Ablauf der in dem Pfandſcheine be 
ſtimmten ſechsmonatlichen Friſt noch eine Nachfriſt von ſechs Monaten zur Ein⸗ 
fung des Pfandes geftattet. Diejenigen Pfaͤnder aber, welche auch waͤhrend 


Prolongation 


4 


ae 
der nicht ein⸗ 
bet ken Pfaͤn⸗ 


dieſer Nachfriſt, mithin innerhalb eines Jahres vom Tage der Verpfaͤndung 
ab gerechnet, weder eingeloͤſet noch prolongirt ſind, werden als verfallen betrach⸗ 
tet und das Leih-Amt iſt alsdann zur oͤffentlichen Verſteigerung derſelben be⸗ 


rechtigt. E : 

Dtiergleichen Verſteigerungen werden, je nachdem das Beduͤrfniß dazu 
eintritt, jaͤhrlich zwei- oder mehreremale von dem Leih-Arste unter Leitung des 
Direktors, mit Zuziehung eines Notars oder eines beſonders zu dieſem Behufe 
zu verpflichtenden Beamten, in dem Geſchaͤftslokale der Anſtalt abgehalten, wor⸗ 


über ein von den genannten Perſonen zu unterzeichnendes Protokoll aufgenom⸗ 


men wird. . 

Eine nochmalige Abſchaͤtzung der zu verkaufenden Gegenflände erfolgt nicht. 
Jede Verſteigerung wird zuvor dreimal von acht zu acht Tagen bie 
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die hieſigen Intelligenzblaͤtter und, zwei Zeitungen, desgleichen durch eine, vier 
Wochen lang im Lokale des Leih⸗Amks auszuhaͤngende Anzeige oͤffentlich be 


kannt gemacht. f SETT SD, 
Fuͤr die entſtehenden Koſten wird 1 Sgr. pro Thaler von dem Erloͤſe 


der Pfaͤnder berechnet und von dem nach Berichtigung des Kapitals und der 


Zinſen etwa verbleibenden Ueberſchuſſe in Abzug gebracht. i 
Bewilligung F. 16. Bis zum erfolgten Zuſchlage iſt jeder Pfandſchuldner ſein Pfand gegen 
-Einlbſung. Berichtigung des Darlehns und der bis zur wirklichen Einloͤſung aufgewachſe⸗ 
g. 7 8 : eo 
nen Zinfen zuruͤckzunehmen oder nach F. 14. das Darlehn, zu prolongiren berech⸗ 
tigt; hat jedoch die Verſteigerung bereits angefangen, ſo iſt der Pfandſchuldner 
zu den hierauf verwendeken Koſten einen Beitrag von Einem Silbergroſchen 
von jedem Thaler des Darlehns zu entrichten verpflichtet. f ; 
Verfahren we⸗ F. 17. Unmittelbar nach geſchloſſener Verſteigerung wird durch die hiefigen In⸗ 


es des Ueber felligenzblaͤtter und zwei Zeitungen ein Öffentlicher Aufruf an die betheiligten 


. Pfandgeber erlaſſen, ſich bei dem Leih⸗Amte zu melden und den nach Berichti⸗ 
gung des Darlehns und der davon bis zum Verkauf des Pfandes aufgelaufe⸗ 
nen Zinſen und des oben beſtimmten Koſtenbeitrages verbleibenden Ueberſchuß 

gegen Quittung und Ruͤckgabe des Pfandſcheins in Empfang zu nehmen. 
Die betreffenden Pfaͤnder werden lediglich durch Angabe des Zeitraums, 
in welchem ſie niedergelegt ſind, bezeichnet, die Namen der Pfandgeber und die 
Nummern der Pfandſcheine aber nicht angegeben. Dieſer Aufruf wird dreimal 
von drei zu drei Monaten wiederholt. Meldet ſich binnen drei Monaten nach 
der letzten Bekanntmachung (mithin nach Jahresfriſt vom Tage der erſten Auf⸗ 


forderung ab gerechnet) Niemand zur Empfangnahme des Ueberſchuſſes, von wel⸗ 


chem niemals Zinſen verguͤtigt werden, ſo wird ſolcher zur Anſammlung des 
Eingangs gedachten, zu mildthaͤtigen Zwecken beſtimmten Fonds an die Haupt⸗ 


Seehandlungskaſſe abgeliefert und der Pfandſchein mit den darauf begruͤndeten 


Fechten der Pfandſchuldner iſt erloſchen. 

Meldet ſich zwar der urſpruͤngliche, in dem Pfandbuche verzeichnete 
Pfandgeber, kann jedoch den Pfandſchein nicht beibringen, fo muß er den 
Ablauf der oben beſtimmten Friſt abwarten und empfaͤngt alsdann den Ueber⸗ 
ſchuß gegen Ausſtellung der Quittung und eines Mortifikationsſcheins. Wird 
inzwiſchen der Pfandſchein von einem andern Inhaber praͤſentirt, ſo wird der 
Pfandſchein angehalten und der Ueberſchuß dem betreffenden ordentlichen Gerichte 
zur Regulirung der Sache uͤberſendet. S E 


Letzteres geſchieht auch, wenn vom Gericht auf das Pfand ſelbſt oder auf 5 


den Ueberſchuß Beſchlag gelegt und im erſtern Falle der Verkauf des Pfandes 
nicht rechtzeitig verhindert iſt. (conf. $. 20.) Zar 
»Mit dem Ablaufe der oben beſtimmten Friſt verfällt der bis dahin nicht 


erhobene Ueberſchuß dem Eingangs gedachten mildthaͤtigen Fonds unwiderruflich, 


dagegen wird aber auch der Pfandſchuldner durch den Verkauf des Pfandes 


von allen Nachforderungen des Leih⸗Amts wegen des etwa entſtandenen Ausfalls 


an Kapital, Zinſen und Koſten befreit. 


Oarlehne auk §. 18. Das Koͤnigl. Leih⸗Amt behaͤlt ſich vor, wenn es dies ſeiner Konvenienz 


Stunts und gemäß findet, auch auf inländiſche, auf jeden Inhaber lautende, Staate⸗ oder 


Kommunal⸗ 


Papiere. Kommunagl⸗Papiere, Darlehne bis zu dem Betrage von Eintauſend Thalern 


zu 
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zu geben. Die Beſtimmung der Höhe derſelben, mit Rüͤckſicht auf den jedes⸗ 
maligen Boͤrſenkurs der zu verpfaͤndenden Papiere, desgleichen der Dauer, des 
las (innerhalb des geſetzlich zulaͤſſigen Betrages, conf. $. 6.) und der ſon⸗ 
tigen Darlehns⸗ Bedingungen, bleibt der jedesmaligen Vereinigung mit dem 
Kommiſſarius und resp. Direktor der Anſtalt vorbehalten. 2 
F. 19, Sollte das Koͤnigl. Leih⸗Amt es dem Intereſſe der Anſtalt angemeſſen Filial⸗Anſtal⸗ 
finden, zur Bequemlichkeit des Publikums beſondere Komtoire an verſchiedenen ben. 
Orten der Stadt zu errichten, fo wird das Nähere hierüber zu feiner Zeit of 
fentlich bekannt gemacht werden. s 
§. 20. Das Koͤnigl. Leih⸗Amt iff die von ihm angenommenen Pfander an Nie⸗ Vorrechte des 
mand, auch nicht an gerichtliche Behörden, anders als gegen vollſtaͤndige Be⸗ Leib Amts. 
friedigung wegen des Kapitals, der Zinſen und der etwanigen Koſten auszulie⸗ 2 
fern, auch den Verkauf derſelben im Wege der oͤffentlichen Verſteigerung nach 
eingetretener Verfallzeit (§. 15.) nur gegen vollſtaͤndige Prolongation des Pfan⸗ 
ſcheins (F. 14.) oder gegen Niederlegung der Geſammt⸗Forderung der Anſtalt 
ei der letztern auszuſetzen verpflichtet. en 
In allen Fallen alſo, in welchen es den Partheien oder Behörden auf 
die Auslieferung oder Konſervation der Pfänder ankommt, iſt es lediglich die 
Sache der Betheiligten, die Einloͤſung des Pfandes oder die Prolongation des 
Pfandſcheins auf ihre Koſten zu bewirken. Dies gilt auch von den in einer 
Konkursmaſſe ſich etwa vorfindenden Pfandſcheinen. VVV 
Hierdurch ſollen jedoch die etwanigen Eigenthums⸗ oder ſonſtigen An⸗ 
ſpruͤche dritter Perſonen an die niedergelegten Pfaͤnder, ſoweit ſolche nach $. 7. 
gegen das Leih-Amt rechtlich begruͤndet find, nicht beſchraͤnkt werden, ſondern 
den Betheiligten entweder auf das Pfand ſelbſt oder, wenn deſſen Verkauf nicht 
in der vorgedachten Weiſe von ihnen verhindert worden, auf die Verkaufsloſung 
gegen das Leih⸗Amt vorbehalten bleiben. S l 
\ Sn allen Gallen dagegen, in welchen das Leih-Amt die Redlichkeit des 
Beſitzes für ſich hat, iſt daſſelbe auch die von dem Pfand⸗Darlehne aufgelaufe⸗ 
nen ale von dem Vindikanten zu verlangen oder demſelben in Abzug zu brin⸗ 
gen berechtigt. E s E 
F. 21. Die Koͤnigl. Seehandlung behält ſich zwar vor, das Leih⸗Amt zu jeder Dauer der 
a wieder gufzuloͤſen, wird aber die bevorſtehende Aufloͤſung, wenn ſolche bes Malt 
ſchloſſen werden ſollte, ein Jahr vorher oͤffentlich bekannt machen. 
Berlin, den Sten Februar 1834. s 


Der Minifter des Innern Der Miniſter des Innern Der Juſtiz⸗ 


fuͤr Handel und Gewerbe. und der Polizei. Mainiſter. 
bv. Schuckmann. Freiherr v. Brenn. Mühlen. 


[ee em a 


(No. 1510.) : : For⸗ 
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F ir m weg d 


BA rs oc ĩͤ ee Fthlr. Sgr. Pf. 

Empfangen von N. N. fuͤr ein Darlehn auf ſechs Monate, im Betrage 
i ee IIO Buchſtaben) 

und Athir. Sgr. Pf. monatliche Zinſen, 


als Unterpfand ee Seca ORGS a east saws E 
ö taxirt Nthlr. Sgr. Pf., 
deſſen Ruͤckgabe nach umſtehenden Bedingungen erfolgt. 
Berlin, deen u 
Koͤnigliches Leih-Amt fiw Berlin. 


NRuͤckſeite. S 
Gegen Zuruͤckzahlung des umſtehend verſchriebenen Kapitals und der Zin⸗ 
ſen, welche fuͤr jeden angefangenen Monat voll gerechnet werden, und gegen Ruͤck⸗ 
gabe dieſes Scheins, wird dem Vorzeiger des Letztern, deſſen Legitimation zu 
pruͤfen das Koͤnigl. Leih⸗Amt befugt, jedoch nicht verpflichtet iſt, das darin be⸗ 
zeichnete Pfand binnen Jahresfriſt vom Tage der Ausſtellung des Scheins ab, 
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